
 

Anfrage 

 

des Abgeordneten Klubobmann Udo Landbauer, MA 

 

an Herrn Landesrat Dr. Martin Eichtinger gem. § 39 Abs. 2 LGO 2001 

 

betreffend:  Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der 

Wohnbauförderung 

 

Ein aktueller Bericht des Rechnungshofes Österreich mit dem Titel „Wohnbau in Wien“ 

veranschaulicht im Abschnitt „Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien“ strukturelle 

Fehlentwicklungen. So konnte erhoben werden, dass die Wohnbauförderungsstelle 

MA 50 in den Jahren 2013 bis 2018 im Durchschnitt 4,94 Millionen Euro für 

Öffentlichkeitsarbeit ausgab, wovon wiederum mehr als nur beachtliche 96 Prozent auf 

Inserate entfielen. Die Inseratenpolitik gestaltet(e) sich jedenfalls vordergründig 

rechtskonform. Eine eingehendere Betrachtung durch den Rechnungshof skizzierte 

auf Seite 50 allerdings hinter dieser Fassade ein verheerendes Sittenbild der Wiener 

Sozialdemokratie, das im Nachfolgenden faksimiliert wiedergegeben wird: 
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Augenscheinlich werden also Inserate mit redaktionellen Inhalten kombiniert 

beworben. Wodurch wiederum die Mittel der Öffentlichkeitsarbeit der MA 50 

augenscheinlich dem Werbebudgets sozialdemokratischer Landesräte zugeschlagen 

werden könnten. Es gilt an dieser Stelle festzuhalten, dass derartige Praktiken auch in 

Niederösterreich inakzeptabel wären und gegebenenfalls gesetzlich auszuschließen 

sind. Insbesondere auch um Schaden vom geförderten Wohnbau abzuhalten. 

 

Der Gefertigte stellt daher an Herrn Landesrat Dr. Martin Eichtinger folgende 

 

Anfrage: 

 

 

1. Wie hoch gestaltet(e) sich das Budget der Wohnbauförderungsabteilung für 

Öffentlichkeitsarbeit in den vergangenen fünf Jahren jeweils? 

 

2. Welcher Anteil davon floss jeweils in Inserate? 

 

3. In welchen konkreten Medien wurden diese Inserate jeweils geschaltet (print 

wie digital)? 

 

4. Welche Maßnahmen sind geplant, um eine zweifelhafte Wechselwirkung 

zwischen (zunächst) informativen Inseraten und letztlich politisch 

werbewirksamen, redaktionellen Beiträgen zu verhindern? 

 


